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Bußgeldbescheid
Verstoß gegen die Ausweispflicht nach dem Personalausweisgesetz (PAuswG)


Betroffener:	#ANREDE# #ADRESSE#

Sehr geehrte(r) #ANREDE#,

nach unseren Feststellungen haben Sie folgende Ordnungswidrigkeit begangen:

Sie haben es unterlassen, rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeit Ihres Personalausweises ein neues Ausweisdokument zu beantragen. Ihr bisheriger Personalausweis (Dokumenten-Nr. #PANUMMER#) war bis zum #PAGÜLTIGBIS# gültig. Ein neues Dokument wurde bisher nicht beantragt. Sie besitzen auch keinen gültigen Reisepass.

Beweismittel:

Datensatz aus dem Fachverfahren zu Person und Ausweisdokumenten 

Begründung:

Deutsche im Sinne des Artikel 116 Abs. 1 des Grundgesetzes sind verpflichtet, einen Personalausweis zu besitzen, sobald sie 16 Jahre alt sind, der allgemeinen Meldepflicht unterliegen und nicht im Besitz eines gültigen Reisepasses sind. Der Inhaber eines Personalausweises ist daher verpflichtet, rechtzeitig vor Ablauf der Gültigkeitsdauer einen neuen Personalausweis zu beantragen. 

Ihr derzeitiges Ausweisdokument mit der Nummer #PANUMMER# war bis zum #PAGÜLTIGBIS# gültig. Sie beantragten bisher weder einen neuen Personalausweis noch sind Sie im Besitz eines gültigen Reisepasses. Ausnahme- oder Befreiungstatbestände i. S. von § 1 Abs. 2 und 3 Personalausweisgesetz (PAuswG) liegen nicht vor. Sie sind daher nicht im Besitz eines gültigen Personalausweises. 

Damit verstoßen Sie gegen § 1 Abs. 1 S. 1 PAuswG und handeln in der Folge gemäß § 32 Abs. 1 Nr. 1 PAuswG ordnungswidrig.

Mit Anhörungsschreiben wurden Sie bezüglich des oben genannten Vorwurfes mit einem Verwarngeld verwarnt. Zudem wurde Ihnen mit dieser Verwarnung die Möglichkeit zur schriftlichen Äußerung gegeben. Eine Stellungnahme durch Sie erfolgte nicht. Ebenso ist die Zahlung des Verwarngeldes ausgeblieben. 
Die Zuständigkeit der Stadt Musterstadt für die Verfolgung und Ahndung dieser Ordnungswidrigkeit ergibt sich aus § 32 Abs. 3 PAuswG i. V. m. § 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes über Ordnungswidrigkeiten (OWiG) sowie § 1 Abs. 1 OWiZustV.

Gemäß §§ 17, 20 OWiG wird gegen Sie eine Geldbuße festgesetzt. Sie haben gemäß § 105 OWiG i. V. m. §§ 464, 465 der Strafprozessordnung (StPO) auch die Kosten des Verfahrens zu tragen. Die Gebühr bemisst sich nach § 107 Abs. 1 OWiG (mindestens 25,00 EUR).

Geldbuße (§ 17 OWiG)						#BUSSGELD#
Gebühr für das Bußgeldverfahren (§ 107 Abs. 1 OWiG)		#GEBÜHRV#
Auslagen der Behörde / Zustellkosten (§ 107 Abs. 3 OWiG)	#GEBÜHRZ#

[bookmark: _GoBack]Der Gesamtbetrag in Höhe von #SUMME# EUR ist nach Eintritt der Rechtskraft dieses Bescheides innerhalb von zwei Wochen (spätestens 4 Wochen nach Zustellung) unter Angabe des Verwendungszwecks auf das folgende Konto der Stadtkasse zu überweisen:
Bankverbindung: Stadtkasse Musterstadt
IBAN: DE12 3456 7890 1234 5678 90 | BIC: WELADED1MVS
Verwendungszweck (zwingend angeben): #AKTENZEICHEN#
Hinweis: Bei Zahlungsverzug können Mahngebühren und Vollstreckungsmaßnahmen eingeleitet werden. Bei nachgewiesener Zahlungsunfähigkeit kann auf Antrag Ratenzahlung gewährt werden (§ 93 OWiG).
 
Rechtsbehelfsbelehrung:

Gegen diesen Bußgeldbescheid können Sie binnen zwei Wochen ab Zustellung bei der Gemeinde Musterhausen, Der Bürgermeister, Straße, 14550 Musterhausen Einspruch einlegen (§ 67 Abs. 1 OWiG). Liegt ein solcher Einspruch nicht innerhalb der Einspruchsfrist vor, wird der Bußgeldbescheid rechtskräftig und vollstreckbar. Der Rechtsbehelf ist nur in deutscher Sprache zulässig (§ 184 Abs. 1 Satz 1 Gerichtsverfassungsgesetz – GVG – i.V.m. § 46 Abs. 1 OWiG). Im Falle eines Einspruches entscheidet, wenn wir den Bußgeldbescheid aufrechterhalten, das Amtsgericht auf Grund dieses Bußgeldbescheides, ohne an die Höhe der festgesetzten Geldbuße gebunden zu sein.

Zahlungsaufforderung:

Nach Rechtskraft des Bußgeldbescheides ist die Geldbuße innerhalb weiterer zwei Wochen (also 4 Wochen ab Zustellung) auf das unten genannte Konto zu überweisen (§ 95 Abs. 1 OWiG). 

Im Falle der Zahlungsunfähigkeit haben Sie bei der oben genannten Behörde unter eingehender Begründung rechtzeitig vor Ablauf der Zahlungsfrist mitzuteilen, warum Ihnen die fristgerechte Zahlung nach Ihren wirtschaftlichen Verhältnissen nicht zuzumuten ist. Geeignete Nachweise über Ihre wirtschaftlichen Verhältnisse (z.B. Verdienstbescheinigung des Arbeitgebers, Beleg über die Zahlung von Arbeitslosengeld I oder II) sind beizufügen. Falls Sie weder die Zahlungsfrist einhalten noch Ihre Zahlungsunfähigkeit rechtzeitig dartun, wird der fällige Betrag zwangsweise beigetrieben. Auch kann das Amtsgericht, wenn Sie die Geldbuße nicht zahlen, Erzwingungshaft anordnen. 

Wichtige Hinweise bei einem Einspruch:

Bei einem Einspruch kann auch eine für Sie nachteiligere Entscheidung getroffen werden.

Sie haben die Möglichkeit, zugleich mit dem Einspruch oder spätestens innerhalb von 2 Wochen nach Zustellung dieses Bußgeldbescheides sich dazu zu äußern, ob und welche Tatsachen und Beweismittel Sie im weiteren Verfahren zu Ihrer Entlastung vorbringen wollen. Dabei steht es Ihnen frei, sich zu der Beschuldigung zu äußern oder nicht zur Sache auszusagen. Sie werden jedoch darauf hingewiesen, dass Ihnen, falls entlastende Umstände nicht rechtzeitig vorgebracht werden, Nachteile bei der Kostenfestsetzung entstehen können, selbst wenn das Bußgeldverfahren mit einem Freispruch oder einer Einstellung endet.

Falls Sie ohne Verschulden verhindert waren, die Einspruchsfrist einzuhalten, können Sie die Wiedereinsetzung in den vorigen Stand beantragen. Dieser Antrag muss binnen einer Woche nach Wegfall des Hindernisses bei der oben genannten Behörde eingehen. Versäumnisgründe müssen glaubhaft gemacht werden (z.B. durch Urkunden, eidesstattliche Versicherung einer anderen Person). Der Antrag ist kostenpflichtig. Mit dem Antrag ist zugleich die versäumte Handlung (Einspruch) nachzuholen. Nimmt die Verwaltungsbehörde den Bußgeldbescheid trotz Ihres Einspruches nicht zurück, so leitet sie den Vorgang über die Staatsanwaltschaft an das zuständige Amtsgericht zur Entscheidung weiter.


Mit freundlichen Grüßen
im Auftrag					

#BEDIENERVOLL#
SB Einwohnermeldeamt




